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Fritz Kuhn, MdB, erläuterte 
beim DSTG-Bundeshauptvor-
stand die dienst- und steuer-
rechtlichen Vorstellungen von
Bündnis 90/Die Grünen.
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Liebe Kolleginnen 
und Kollegen, 
bei der letzten Steuerschätzung mussten die zu
erwartenden Einnahmen wieder nach unten
korrigiert werden. Die Finanzminister des Bun-
des und der Länder stehen vor noch größeren
Haushaltsproblemen. Mit wechselseitigen
Schuldzuweisungen versuchen sie dem stau-
nenden Volk die schlechte Nachricht zu vermit-
teln. Dass die Länderfinanzminister und zwar
unabhängig von ihrer politischen Coleur ein
Stück mit Schuld an der Misere sind, verschwei-
gen sie geflissentlich. Die Steuerhinterziehung
hat Hochkonjunktur, der organisierte Umsatz-
steuerbetrug boomt, zwei Problembereiche, die
mit vermehrtem Personaleinsatz entschärft
werden könnten. Aber die Finanzminister tun
das Gegenteil. Sie bauen in den Finanzämtern
Personal ab und nicht auf. Dabei kennen die
Finanzminister die Misere genau. Sie können
sich aber offenbar bei den Ministerpräsidenten
und den Staatskanzleien nicht mehr durchset-
zen. Wir alle sind aufgefordert, den Finanz-
ministern den Rücken zu stärken und sie zu
drängen, dem Stellenwert der Finanz- und Steu-
erverwaltung Vorrang zu verschaffen. Ohne
Geld fällt es schwer Politik zu machen. Dies
müsste auch den Ministerpräsidenten vermit-
telbar sein.

Die Arbeitslage in den Finanzämtern ist prekär.
Darauf weisen wir als Deutsche Steuer-Gewerk-
schaft seit Jahren hin. Nun hat sich die Zeit-
schrift Capital an einem „Ranking“ der Finanz-
ämter versucht. Vorsicht Finanzamt! lautete die
verkaufsfördernde Überschrift. Vorsicht vor
falschen Schlüssen! ist die Antwort der DSTG.
2 805 Fragebögen, die von Steuerberatern aus-
gefüllt wurden, können nicht als repräsentativ
gelten. Sie geben Einzelmeinungen wieder und
sind von Zufälligkeiten bestimmt. Die Gewich-
tung der einzelnen Antworten ist ebenfalls pro-
blematisch.

Gleichwohl – es gibt Unterschiede in der Bear-
beitung, im Erscheinungsbild der Finanzämter

und in der Personalausstattung. Dies haben
aber nicht die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
zu vertreten, sondern liegt zum großen Teil an
den zu knappen Ressourcen. 

Das Capital-Ranking sagt nichts über die fachli-
che Qualität der Kolleginnen und Kollegen und
auch nichts über ihr persönliches Engagement
aus. Die Kolleginnen und Kollegen der Top Ten
Finanzämter werden sich freuen, die in den
„Flop Ten“ sich ärgern und ungerecht bewertet
fühlen. Ein Ranking bringt zwangsläufig mit
sich, dass einer als Erster und ein anderer als
Letzter rangiert, selbst wenn die Unterschiede
dazwischen minimal ausfallen. Die DSTG warnt
die Verantwortlichen jedenfalls davor, aus dem
Zufallsergebnis falsche Schlüsse zu ziehen.

Das Fass zum Überlaufen brachte aber die Über-
schrift „Beamte ruinieren den Staat“ im Maga-
zin Stern. Während der Artikel sich mit den
hohen Kosten aller öffentlich Bediensteten aus-
einandersetzt, suggeriert die Überschrift, dass
ausschließlich die Beamten am angeblichen
Ruin Schuld seien. Kein Wort über die engagier-
te, den Staat erhaltende, das Funktionieren des
Gemeinwesens sichernde, hervorragende
Arbeit. Einzig und allein wird auf dem Kosten-
faktor herumgeritten. Die Sternredakteure müs-
sen aber wissen, dass Beamte nicht nur als
Kostenstellen anzusehen sind. Beamte verdie-
nen weniger als „Sternredakteure“, sie haben
auch eine schlechtere Altersversorgung als die
Journalisten. Wer Neid schürt, wird irgendwann
selbst zur Zielscheibe. Auch die Redakteure sit-
zen auf Kostenstellen in ihrem Verlag. Wenn die
gescholtenen Beamtinnen und Beamten die
Zeitschrift nicht mehr kaufen, werden diese
Kostenstellen schnell beseitigt.

Beamte bringen sich täglich mit voller Hingabe
für ihren Staat ein, andere meckern und kritisie-
ren, ohne dass sie positivere Perspektiven auf-
zeigen. Sie haben nämlich vielfach keine. Sie for-
dern vom Staat, tun aber nichts für den Staat.
Dies hilft uns am wenigsten weiter.

Mit kollegialen Grüßen
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Auf Einladung des DSTG-
Bezirksverbandes Baden tagte
der Bundeshauptvorstand, das
zweithöchste Beschlussorgan
der Deutschen Steuer-Gewerk-
schaft zwischen den Gewerk-
schaftstagen, in Heidelberg. 

Die mehr als 140 Delegierten
und Gastdelegierten aus allen
Teilen der Republik fassten rich-
tungsweisende Beschlüsse auf
allen Feldern der berufspoliti-
schen Arbeit. Im Mittelpunkt
standen die Bestrebungen der
Bundesländer, im Rahmen der
Föderalismusdebatte das Besol-
dungs- und Dienstrecht in eige-
ne Zuständigkeit zu überneh-
men und als Antwort das
Reformmodell 21 des dbb.
DSTG-Chef Dieter Ondracek
erläuterte anhand von Beispie-
len, wie die Anwendung des
dbb Reformmodells 21 auf die
Finanzverwaltung aussehen
könnte. DSTG-Bundesfrauen-
vertreterin Andrea Sauer-
Schnieber formulierte die Krite-
rien, die aus Sicht der weibli-
chen, insbesondere in Teilzeit
beschäftigten Kolleginnen im
Reformmodell zu erfüllen seien.

Intensiv erörtert wurden die
bereits umgesetzten Arbeits-
zeitverlängerungen in Hessen

und Nordrhein-Westfalen für
die Beamtenschaft sowie die
weiteren geplanten Arbeitszeit-
verlängerungen, insbesondere
die Auswirkungen der Kündi-
gung des Arbeitszeittarifvertra-
ges.

Die aktuellen Organisationsver-
änderungen in den Finanzver-
waltungen der Länder sorgten
ebenfalls für angeregte Diskus-
sionen. Plastisch stellte Ondra-
cek den Schweizer Modellver-
such des papierlosen Finanzam-
tes vor, der im Bereich der Ober-
finanzdirektion Stuttgart über-
nommen werden soll. Das Pilot-
projekt der vereinfachten Ein-
kommensteuererklärung für
Arbeitnehmer in Nordrhein-
Westfalen wurde ebenfalls
erläutert, wobei im BuHaVo die
einhellige Meinung bestand,
dass nur abgespeckte Formula-
re nicht zielführend sein kön-
nen, sondern mit einem verein-
fachten Steuerrecht einherge-
hen müssten. Die Auswirkun-

gen des Europarechts auf die
Steuerbeamtenausbildung, ins-
besondere die Abschlüsse
Master/Bachelor und die
Umklappung dieser Abschlüsse
auf die Ausbildungspläne der
Finanzverwaltung wurden
ebenfalls erörtert. Die Vor- und
Nachteile des Vorschlags von
Bundesfinanzminister Hans
Eichel, die Steuerverwaltungen
der Länder als Bundesverwal-
tung zu übernehmen, um einen
besseren Steuervollzug zu errei-
chen, wurden intensiv disku-
tiert.

Eingegangen wurde schließlich
auch auf die im Licht der Besol-
dungs- und Dienstrechtsbestre-
bungen der Länder zu sehen-
den Pressekampagnen zur Ver-
unglimpfung des öffentlichen
Dienstes. Insbesondere wurde
auf den „Stern“-Artikel von
Anfang Mai, in dem ausgeführt
wurde: „Die Staatsdiener rui-
nieren ihren Herrn“, eingegan-
gen. Unmut löste auch das
nicht repräsentative Ranking in
der Zeitschrift „Capital“ aus. 

Im Focus der Steuerpolitik stan-
den das Alterseinkünftegesetz
und insbesondere die Anwend-
barkeit durch die Finanzämter
angesichts der zu erwartenden
1,3 Mio. neuen Veranlagungs-
fälle.

Im Hinblick auf den Vorschlag
von Bayern und Rheinland-Pfalz
für eine Reform der Grundsteu-
er erläuterte Ondracek die Vor-
schläge der DSTG, nach denen
ein einheitlicher Wert für
Grundsteuer, Grunderwerb-
steuer und Erbschaftsteuer
ermittelt werden soll, der auch
noch für weitere Steuerarten
eine entsprechende Verwen-
dungsbreite aufweist. Vorteil
des DSTG-Modells ist vor allem
die Beibehaltung des über Jahr-
zehnte angesammelten Grund-
stücksdatenbestandes, der im
Hinblick auf eine risikoorien-

tierte Fallbearbeitung zuneh-
mend an Wert gewinnen wird. 

Die beiden bekanntesten Vor-
schläge zur Veränderung des
Umsatzsteuersystems, das so
genannte Mittler-Modell mit
der Besteuerung auf der letzten

Stufe als auch der von Bundes-
finanzminister Hans Eichel
favorisierte Wechsel von der
Soll- zur Ist-Besteuerung mit
Cross-Check-Verfahren wurden
erörtert. Angesichts der 8,5
Mrd. jährlich abzugleichenden
Rechnungen bzw. pro Finanz-
amt täglich 32 000 Rechnungen
dürften Zweifel am Funktionie-
ren des Cross-Check-Verfahrens,
wenn es denn nach einer Ände-
rung des Europarechts kommen
sollte, angebracht sein.

In der öffentlichen Veranstal-
tung ging DSTG-Chef Dieter
Ondracek eindrucksvoll auf die
Schwachstellen der aktuellen
Steuerpolitik ein und entlarvte
die Hintergründe für die von
den Ministerpräsidenten
geplante Zuständigkeitsüber-
führung des Besoldungs- und
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Falsches Spiel der 
Länder bei Kompetenzgerangel

Die Delegierten des gastgeben-
den Mitgliedsverbandes sitzen
traditionsgemäß in der ersten
Reihe: der Vorsitzende des
Bezirksverbandes Baden, Kolle-
ge Markus Scholl (re.) und Kol-
lege Gerd Huber (ehemaliger
Vorsitzender des Bezirksver-
bandes Freiburg).

Reinhard Portlu (Finanz-
präsident bei der OFD Kar-
lsruhe)
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Dienstrechts in Länderkompe-
tenz.
Finanzpräsident Reinhard Port-
lu erläuterte den Stand der Ver-
waltungsreform und die weite-
ren geplanten Maßnahmen im
Hinblick auf die Finanzverwal-
tung in Baden-Württemberg.
Erfreulich war seine Aussage in
diesem Zusammenhang, dass
für die Umstrukturierungen

keine Unternehmensberater
beschäftigt, sondern der besse-
re Sachverstand bei den Kolle-
ginnen und Kollegen in der
Finanzverwaltung vorhanden
sei und nur abgefragt zu wer-
den brauche.
Fritz Kuhn, MdB von Bündnis 
90/Die Grünen, ging auf die
Übereinstimmungen mit der
DSTG in steuerpolitischen

Ansichten ein und legte ein kla-
res Bekenntnis ab, dass die
Steuerverwaltung zum hoheit-
lichen Kernbereich gehört, in
dem der Beamtenstatus
grundsätzlich notwendig ist.
Olav Gutting, MdB von der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
erläuterte die Unverzichtbar-
keit des praktischen Sachver-
standes, den die DSTG bei den

Beratungen von Steuergesetzen
einbringt, um diese umsetzbar
zu gestalten. Horst Guckert von
der FDP legte die steuerpoliti-
schen Pläne seiner Partei dar,
wobei im Hinblick auf die For-
derung von Vereinfachungen
des Steuerrechts Übereinstim-
mungen festgestellt werden
konnten. 

auch der Abteilungsleiter 1
im SMF, Norbert Görlich, der
Oberfinanzpräsident Klaus
Staschik und Finanzpräsident
Gero Weber.

Nach der herzlichen
Begrüßung durch den stellv.
Landesvorsitzenden der DSTG
Sachsen  Günter Steinbrecht
sprachen Finanzminister
Metz, der Bundesvorsitzende
der DSTG, Dieter Ondracek,
und Oberfinanzpräsident
Klaus Staschik in bewegen-
den Worten über die erfolg-
reiche gemeinsame Arbeit
mit dem Jubilar in den
zurückliegenden Jahren. Der
Landesverband Sachsen hat-
te noch eine besondere „Lau-
datio“ für den Jubilar vorbe-
reitet, welche seinen erfolg-
reichen Lebensweg und, zur
allgemeinen Erheiterung der
Anwesenden, die „besonde-
ren“ Eigenschaften unseres
Joachim Rothe nachzeichne-
ten.

Der Jubilar dankte im
Anschluss allen Gästen und
Gratulanten für die vielen
guten Wünsche und für die
Hilfe, Unterstützung und
Zusammenarbeit in den ver-
gangenen Jahren.

Bei einem Glas Wein und
einem Imbiss fand diese
gelungene Veranstaltung in
dem ansprechenden
Ambiente des Schlosses Lich-
tenwalde einen würdigen
Abschluss. 

„Gegenwind in stürmischer
Zeit“: Unter diesem Motto
fand am 18. und 19. 5. 2004
der 20. Steuergewerkschafts-
tag der DSTG, Landesverband
Schleswig-Holstein, in Rends-
burg statt. Etwa 100 Delegier-
te aus den Ortsverbänden
sowie die Mitglieder der Lan-
desleitung folgten der Einla-
dung, komplettiert von der
Bundesleitung und Gästen aus
den umliegenden Landesver-
bänden und  aus Nordrhein-
Westfalen. 

Der Landesvorsitzende Karl-
Sönke Jessen eröffnete „einen
Gewerkschaftstag in einer
schwierigen Zeit“ mit großen
Veränderungen. Strukturrefor-
men, neue Arbeitsmethoden
stehen auf der einen Seite und
auf der anderen Seite bleiben
immer noch die alten Proble-
me mit der Steuergesetzge-
bung. Anspruch und Wirklich-
keit driften ständig weiter aus-
einander. Und Rahmenbedin-
gungen, die sich ständig ver-
schlechtern. 

Die Arbeitstagung begann mit
der Vorlage des Geschäfts- und
Kassenberichts, den obligatori-
schen Satzungsänderungen
und der Wahl der Versamm-
lungsleitung, die Regina Heick,
Klaus Finke und Helmut Bonin
übernahmen. Im Mittelpunkt
des Vormittags standen die
Wahlen zur Landesleitung. Mit
der Wiederwahl des bisherigen
Landesvorsitzenden Karl-Sönke

Jessen aus dem OV Schleswig
begann der Reigen. Ihm folgte
als Vertreterin Melanie Kasper
vom OV Neumünster. Als
Schatzmeister wurde Hans-
Jürgen Hartmann vom OV
Eutin bestätigt. Als Beisitzer
wurden gewählt die Kollegen

Nils Jessen
OV Kiel-Nord   

Dieter Pilz
OV Husum

Wolfgang Prechel
OV Lübeck

Dietrich Schiemann
OV Lübeck

Joachim Schmidt
OV Kiel-Nord.

Verabschiedet wurden vom
Landesvorsitzenden die bishe-
rige Beisitzerin, Anja Kaulitzki,
die aus privaten Gründen auf
eine Kandidatur verzichtet hat-
te, und der Landesjugendleiter
Kai Schröder, der auf dem
nächsten Landesjugendtag
ausscheidet.

Am Nachmittag wurde eine
öffentliche Podiumsdiskussion
zu dem Thema „Steuerverwal-
tung im Brennpunkt der Refor-
men“ mit Abgeordneten der
im Landtag vertretenen Partei-
en veranstaltet.

Karl-Sönke Jessen begrüßte als
Gäste die Abteilungsleiter aus
dem Finanzministerium, Inge
Carlsen, und den Leiter der all-
gemeinen Abteilung, Dr. Eber-
hard Schmidt-Elsaeßer, als offi-

Joachim Rothe feiert
60. Geburtstag
Der 60. Geburtstag des Lan-
desvorsitzenden der DSTG
Sachsen und stellvertreten-
den Bundesvorsitzenden, Joa-
chim Rothe, wurde am 7. Mai
mit einem Empfang im
Schloss Lichtenwalde bei
Chemnitz gefeiert.

Einig in Kiel: Ranking
der Ämter ist unseriös

Neben der kompletten Bun-
desleitung der DSTG mit Die-
ter Ondracek an der Spitze,
waren auch viele Bundesvor-
standsmitglieder, der DSTG-
Landesvorstand Sachsen und
viele Ortsverbandsvorsitzende
und Personalräte der Einla-
dung gefolgt.

Selbst der sächsische Staats-
minister der Finanzen, Dr.
Horst Metz, ließ es sich nicht
nehmen dem Jubilar persön-
lich zu gratulieren. Zu den
Gratulanten der Finanzver-
waltung Sachsens zählten
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ziellen Vertreter des verhinder-
ten  Finanzministers und des
Staatssekretärs. In einem kur-
zen Grußwort ging Schmidt-
Elsaeßer auf das Ranking der
Finanzämter ein. Diese Aussa-
gen stünden im völligen
Widerspruch zu Untersuchun-
gen anderer Unternehmen, 
z. B. der Bertelsmannstiftung.
DSTG-Chef Dieter Ondracek,
bewertete dieses Ranking als
nicht seriös. 

Die anschließende Podiums-
diskussion, die das gesamte
Spektrum der Reformvorhaben
abdecken sollte, beginnend
mit der längst überfälligen
Steuerreform, gestaltete sich
ausgesprochen lebhaft mit
einem hohen Unterhaltungs-
wert. In kurzen Statements
stellten die Parteienvertreter
ihre Reformprogramme vor.
Anna Schlosser-Keichel ver-
wies auf das 10-Punkte-Pro-
gramm der Landes-SPD und
stellte klar, dass kein Raum für
weitere Steuersenkungen sei.
Die Abschaffung der Kraftfahr-

zeugsteuer, die Erbschaftsteu-
er und das Ehegatten-Splitting
seien zentrale Punkte dieses
Programms. Den zunehmen-
den, aus der Erweiterung der
EU entstehenden Druck auf die
Steuertarife nannte Peter Leh-
nert von der CDU als bedeutsa-
me Herausforderung. Eine Har-
monisierung wäre dringend
erforderlich. Dr. Heiner Garg
von der FDP zeigte den Weg in
den Bettelstaat auf, sollte kei-
ne vereinfachte Steuergesetz-
gebung erfolgen. Für ihn sei
nicht nachvollziehbar, dass
zunächst die KFZ-Steuer-Stel-
len in Schleswig-Holstein kon-
zentriert würden, um dann die
Steuer abzuschaffen. Martin
Hentschel, der Vertreter von
Bündnis 90/Die Grünen, stellte
die Sozialabgaben in der Bun-
desrepublik, die in ihrer Höhe
eine Strafsteuer für die „klei-
nen Leute“ wären, in den Mit-
telpunkt. Mit einem Blick auf
die Nachbarn Dänemark und
Niederlande, die ihre Systeme
erfolgreich umgestellt hätten,
stellte Lars Harms vom SSW
die Position seiner Partei dar.
Die Umsatzsteuer, der sich kei-
ner entziehen könne, sollte
Hauptquelle der Staatseinnah-

men werden. Lohnnebenko-
sten als zentraler Standort-
nachteil müssten von einer
Umlage- auf eine steuerfinan-
zierte Basis gestellt werden. 

Ondracek sagte, die DSTG for-
dere bereits seit 25 Jahren die
Abschaffung der KFZ-Steuer.
Die allgemeine Steuerpflicht
müsse an die Staatsbürger-
schaft geknüpft sein und der 
§ 30 a Abgabenordnung abge-
schafft werden. Ohne Kontrol-
le funktioniere kein System
und höhere Steuern würden
eine höhere Betrugsanfällig-
keit nach sich ziehen.

Die vorhandenen Steuergeset-
ze müssen konsequent ange-
wandt werden, 20 Milliarden
Ausfälle allein bei der Umsatz-
steuer zeigen deutlich die
Mängel auf. Kein System käme
ohne entsprechenden Perso-
naleinsatz aus, so Karl-Sönke
Jessen. 

Im zweiten Teil stand die
Reform der Steuerverwaltung
in Schleswig-Holstein zur Dis-
kussion. „Wann kommen wir
zur eigentlichen Aufgaben-
wahrnehmung?“ fragte Dis-
kussionsleiter Klaus Finke zur
Eröffnung der  zweiten Runde.

Die Reformen, an denen die
Betroffenen beteiligt wurden,
gingen weiter, so Anna
Schlosser-Keichel, sie würden
aber keinen Personalabbau
nach sich ziehen. Peter Leh-
nert stellte klar, dass bei
einem Regierungswechsel die
neuen Strukturen nicht ohne
weiteres rückgängig gemacht
werden könnten. Die errech-
neten Einsparpotenziale sei-
en für ihn nicht nachvollzieh-
bar und mehr Aufgaben
durch mehr Steuergesetze
bedingten mehr Personal.

Garg thematisierte den
Beförderungsstau in der
Steuerverwaltung und forder-
te die Aufstockung der
Betriebsprüfung. Steuerre-
form und Verwaltungsreform
seien getrennt zu betrachten.
Die Berechnungen der DSTG
hätten Hand und Fuß und
hätten in der Konsequenz zur
Beibehaltung der Standorte
geführt, sagte Lars Harms.
Das Wissen der Mitarbeiter
vor Ort sei ein eminent wich-
tiger Faktor. Auch er plädierte
für eine Verstärkung der
Außendienste. 

Zum Schluss machte der Lan-
desvorsitzende noch einmal
deutlich, dass bereits mit der
Aufgabenanalyse und -kritik
klargestellt wurde, dass das
größte Arbeitsvolumen durch
die Anwendung der Rechts-
normen vorgegeben wäre.
Die Strukturreform ändere an
diesem Zustand nicht einen
Deut. Die Arbeiten wären mit
einem Personalfehl von ca.
700 Kolleginnen und Kollegen
zu erledigen. Die Reform stel-
le lediglich eine zusätzliche
Belastung der Bediensteten
dar. 

Es sei eine Unsitte , dass man
alles ändern wolle ohne wirk-
lich zu wissen, was geändert
werden solle, so der Bundes-
vorsitzende, Dieter Ondracek,
in seinem Schlusswort.

Am zweiten Tag folgte die
Beratung der Anträge, die die
Politik des Landesverbandes
in den nächsten vier Jahren
begleiten werden.
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Der neue Landesvorstand des
DSTG-Landesverbandes
Schleswig-Holstein v.l.n.r.: Die-
trich Schiemann, Wolfgang Pre-
chel, Joachim Schmidt, Sönke
Jessen, Melanie Kaspar, Hans-
Jürgen Hartmann, Dieter Pilz
und Nils Jessen



D nanzdirektion). Außerdem
kam es im Kreis der  Beisitzer
im Vorstand zu Veränderun-
gen. Neu in diesem Gremium
ist Roswitha Götz (Trier), die
den höheren Dienst vertritt.
Elke Schwabl (Neustadt) wur-
de als Beisitzerin für den
gehobenen Dienst ebenso
wieder gewählt wie Rainer
Gut (Neuwied), der die Lauf-
bahn des mittleren Dienstes
vertritt. Erstmals dem Lan-
desvorstand gehört Markus
Steup (Altenkirchen-Hachen-
burg) an, der sich auch den
Angelegenheiten der Beam-
ten des einfachen Dienstes
annimmt. Beisitzerin für die
Tarifangehörigen bleibt
Dorothee Bersem (Mayen).
Die Pensionäre und Rentner
vertritt weiterhin Arno
Moog.

Als Rechnungsprüfer sind
auch in der neuen Wahlperi-
ode Hans Schmidt (Daun)
und Helmut Weber (Kaisers-
lautern) tätig.

Der DSTG-Landesverband
Rheinland-Pfalz hat einen neu-
en Vorsitzenden: Die Delegier-
ten des 20. Steuer-Gewerk-
schaftstages wählten Stefan
Bayer (Ludwigshafen) an die
Spitze. Der seitherige Vorsit-
zende Detlev Stoltz (Worms),
der den DSTG-Landesverband
zehn Jahre lang führte, hatte
sich entschieden nicht mehr zu
kandidieren. 

Bei den Stellvertretern erga-
ben sich ebenfalls Veränderun-
gen. Der bisherige Vertreter
des höheren Dienstes im
geschäftsführenden Vorstand,
Werner Nägler, schied auf sei-
nen Wunsch hin aus diesem
Gremium aus. Für ihn wählten
die Delegierten Gerhard Biß-
bort (Kaiserslautern) zu einem
der stellvertretenden Landes-
vorsitzenden. Wieder gewählt
wurden Günter Reinsbach
(Koblenz), Joachim Meltzer
(Trier) und Irena Oska (Oberfi-
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In Rheinland-Pfalz
rückt Stefan Bayer
auf Platz eins

Detlev Stoltz gratuliert
seinem Nachfolger 
Stefan Bayer.
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Bundestag und Bundesrat
haben sich Ende Mai nach
einem kurzen Vermittlungsver-
fahren auf ein „Alterseinkünf-
tegesetz“ geeinigt. Wie schon
früher berichtet, sieht dieses –
ungeachtet heftiger Kritik der
DSTG und der dbb tarifunion –
zusätzliche steuerliche Belas-
tungen für Rentner wie auch
für künftige Pensionäre vor
und sorgt daneben für zusätz-
liche Arbeit bei den Veranla-
gungsstellen. 

Dies war nur der erste Streich,
denn der zweite folgt sogleich.
Das Alterseinkünftegesetz war
noch keine 24 Stunden in
trockenen Tüchern, als im
Finanzausschuss des Deut-
schen Bundestages wieder
eine Expertenanhörung zu
weiteren geplanten Rechtsän-
derungen stattfand. Beabsich-
tigt sind u. a. Korrekturen beim
Entlastungsbetrag für Alleiner-
ziehende (§ 24 b EStG), beim
Sonderausgabenabzug für

Ausbildungskosten sowie
beim Gemeinnützigkeits-
recht. Bei der Anhörung am
26. Mai war die DSTG durch
den stellvertretenden Bun-
desvorsitzenden Thomas
Eigenthaler vertreten, der
den  Abgeordneten Rede und
Antwort stand.

Noch kein halbes Jahr ist er in
Kraft und doch schon wieder
soll der Entlastungsbetrag für
Alleinerziehende nach  § 24 b
EStG (der Nachfolger des
Haushaltsfreibetrages) „repa-
riert“ werden. Allen Beteue-
rungen für eine Vereinfa-
chung zum Trotz: Allein bei
dieser „Reparatur“ ist der
neue Gesetzestext etwa dop-
pelt so lange und schätzungs-
weise dreimal so kompliziert
als vorher. „Dies bedeute kei-
ne Kritik am Entlastungsbe-
trag selbst“, wie die DSTG in
ihrer Stellungnahme hervor-
hob, aber es gebe deutliche
Zweifel an einer vernünftigen

Administrierbar-
keit. So müsse das
Finanzamt künftig
z. B. sehr intime
Fragen stellen, falls
der oder die Allein-
erziehende mit
einer dritten Person
in einer Wohnung
lebe. Ärger mit dem
Steuerzahler sei
praktisch vorpro-
grammiert. Es sei
aber auch systema-
tisch verfehlt, wenn
unter bestimmten
Voraussetzungen
auch Eheleute den
Freibetrag für
Alleinerziehende (!)
bekämen. 

Unterstützt hat
Eigenthaler hinge-
gen die geplante Erhöhung
der abzugsfähigen Aufwen-
dungen für die eigene
Berufsausbildung bis zu
4 000 Euro im Jahr pro Per-
son. „Dies mache in vielen
Fällen komplizierte Abgren-
zungen zwischen Werbungs-
kosten und Sonderausgaben
überflüssig“. Heftig kritisiert
wurde die DSTG von anderen
Experten, die  z. B. bei Auf-
wendungen für ein Erststu-
dium bereits (vorweggenom-
mene) Werbungskosten
sehen wollen. Eigenthaler
beschwor deshalb die Abge-
ordneten, es bei einer  ver-
nünftigen und praktikablen
Lösung zu belassen und den
Finanzämtern nicht auch
noch Studenten „zuzutrei-
ben“, nur damit diesen jahre-
lang Verlustvorträge zu
bestätigen seien.

Beabsichtigt ist auch eine
Änderung im Gemeinnützig-
keitsrecht und zwar im
Zusammenhang mit so
genannten Fördervereinen.
Seit 2001 setzt die Steuer-
freiheit wegen Gemeinnüt-

zigkeit eines Fördervereins vor-
aus, dass die Einrichtung bzw.
Körperschaft, für die er Mittel
beschafft, ebenfalls die forma-
len satzungsmäßigen Voraus-
setzungen für die Gemeinnüt-
zigkeit erfüllt. Damit sollte
Missbrauch bekämpft werden.
Sofern der Unterstützte ein
Betrieb gewerblicher Art einer
Körperschaft des öffentlichen
Rechts ist (z. B. ein Museum),
wird dies von der Praxis als zu
formalistisch empfunden.
Auch die DSTG sieht in diesen
Fällen keine besondere Mis-
sbrauchsgefahr. Um die Kör-
perschaftsteuerstellen nicht
mit unnötigen Überwachungs-
fällen im Hinblick auf eine
Gemeinnützigkeit zu belasten,
hat die DSTG daher keine Ein-
wände vorgetragen. 

Am Rande der Anhörung wur-
de zusätzlich deutlich, dass
wohl mit weiteren „Reparatu-
ren“ – etwa im Bereich der so
genannten Gesellschafter-
Fremdfinanzierung –  zu rech-
nen ist. Von einer grundlegen-
den Vereinfachung also nicht
der Ansatz einer Spur! 

Der Vorstand des DSTG-Landesverbandes Hamburg absol-
vierte  einen Kurzbesuch in Berlin, um die Möglichkeiten zu
sondieren, dass Ortsverbände mit ihrer Bundestagsabge-
ordneten Antje Blumenthal Kontakt aufnehmen können, die
Bundesvorstandsmitglied der DSTG ist. In der DSTG-Bun-
desgeschäftsstelle informierte Bundesgeschäftsführer Rafa-
el Zender über die aktuellen dienstrechtlichen und steuerpo-
litischen Entwicklungen und erläuterte die organisatorischen
Möglichkeiten für Ortsverbandsbesuche.

Frische Gesetze zur 
Reparatur zurückgerufen 
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Am 25. 5. 2004 waren in NRW
mehr als 32 000 Kolleginnen
und Kollegen aus allen Berei-
chen der Finanzverwaltung
sowie dem Landesamt für
Besoldung und Versorgung
aufgerufen, ihre Personalräte
neu zu wählen. Die Deutsche
Steuer-Gewerkschaft, als Fach-
gewerkschaft der Finanzver-
waltung im besonderen Maße
auch in der Personalratsarbeit
engagiert, trat in allen Berei-
chen mit einer Mischung aus
erfahrenen und jüngeren Kol-
leginnen und Kollegen an.

Unter dem Motto „DSTG –
worauf Sie sich verlassen kön-
nen“ wurden die Kolleginnen
und Kollegen durch Info-Mate-
rial, Vorträge und eine Vielzahl

von Einzelgesprächen insbe-
sondere auf der Ortsebene
über die Möglichkeiten und
Ziele der zukünftigen Personal-
ratsarbeit in NRW informiert.
Die Ergebnisse der Wahl
machen deutlich, dass die so
vermittelten Perspektiven die
breite Zustimmung der
Beschäftigten gefunden
haben. Insgesamt entfielen
(bei einer Wahlbeteiligung von
76 %) 83,2 % der abgegebenen
Stimmen im Bereich der Stu-
fenvertretungen auf die Listen
der DSTG. Von den insgesamt
im Haupt- und den drei
Bezirkspersonalräten zu verge-
benden 60 Personalratsman-
daten werden in den kommen-
den vier Jahren 53 mit Kolle-
ginnen und Kollegen aus den
Reihen der DSTG NRW besetzt
werden. Klar, dass auch die
Vorsitzenden der vier Stufen-

vertretungen von der DSTG
gestellt werden.

Besonders erfreulich war das
Wahlergebnis der Angestell-
tengruppe im Bezirkspersonal-
rat Münster: Hier gelang es der
DSTG erstmalig, alle drei mög-
lichen Sitze zu erringen und
damit die Konkurrenzgewerk-
schaft vollständig zu verdrän-
gen.

Der Landesvorsitzende der
DSTG, Werner Siggelkow dazu:

„Dieses fantastische Ergebnis
im Land und in allen drei
Bezirken verdanken wir den
Kolleginnen und Kollegen, die
mit ihrer Stimme unsere
Arbeit unterstützen. Damit
machen wir gemeinsam
sowohl der Politik als auch der
Verwaltung deutlich, dass die
Beschäftigten der Finanzver-
waltung eine starke Interes-
senvertretung haben und
unterstützen.“ Der stellvertre-
tende Bundesvorsitzende
Manfred Lehmann äußerte,
Qualität bringt Erfolg.

Die DSTG wertet dieses Ergeb-
nis auch als Anerkennung für
die Arbeit der vergangenen
Jahre, in denen trotz schwie-
rigster Rahmenbedingungen
immer wieder deutliche Vor-
teile für die Beschäftigten
erreicht werden konnten. 
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Personalratswahlen in NRW:
„DSTG – worauf Sie sich verlassen

können“ Die Ergebnisse im Einzelnen:

Wahlbeteiligung DSTG/Sitze ver.di/Sitze

Land (HPR) 75,6 % 83,3 %/13 16,7 %/2

Bezirk Düsseldorf 75,5 % 85,9 %/14 14,1 %/1

Bezirk Köln 75,0 % 78,8 %/12 21,2 %/3

Bezirk Münster 77,8 % 83,6 %/14 16,4 %/1

53 Sitze 7 Sitze 
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Die Neugestaltung des Tarif-
rechts im öffentlichen Dienst
stand im Mittelpunkt der 67.
Sitzung der DSTG-Tarifkommis-
sion Ende März 2004 in der
Bundesgeschäftsstelle in Ber-
lin. Die Tarifvertragsparteien
hatten im Rahmen der Tarif-
runde 2002 eine Prozessverein-
barung getroffen, wonach bis
2005 die Neugestaltung des
Tarifrechts umzusetzen ist. Der
Vorsitzende der Tarifkommissi-

on, Helmut Overbeck, infor-
mierte die Mitglieder über den
aktuellen Stand und die Arbeit
in den einzelnen Arbeitsgrup-
pen und der Lenkungsgruppe.
Auf der umfangreichen Tages-
ordnung standen auch Proble-
me im Zusammenhang mit
den Öffnungsklauseln im
Besoldungsbereich, Tarif- und
Eingruppierungsfragen, die
Situation in den ostdeutschen

Bundesländern, Arbeiter- und
Organisationsangelegenheiten
sowie die Solidarpaktverhand-
lungen in den östlichen Bun-
desländern.

Ein Mann der ersten
Stunde:

Heinz Eckmann
verabschiedet
Mit einem herzlichen Dank für
sein stets kollegiales und
freundschaftliches Engage-
ment in der Tarifkommission
wurde Heinz Eckmann aus der
Tarifkommission verabschie-
det. Heinz Eckmann war 27
Jahre lang Mitglied in der Tarif-
kommission und gehört damit
zu den Männern der ersten
Stunde, die den Tarifbereich in
der DSTG aufgebaut haben.
Über 40 Jahre war Eckmann
Mitglied des örtlichen Perso-
nalrats beim Finanzamt Frei-
burg-Stadt und seit der Ein-
führung der Stufenvertretung
im Jahr 1969 auch Mitglied des
Bezirkspersonalrates bei der

früheren OFD Freiburg. Über
viele Jahre war er auch im
Ortsverband aktiv und wurde
im Jahr 1975 als Tarifvertreter
in den Vorstand des Bezirksver-
bandes Südbaden (heute:
Baden) gewählt, wo er bis zu
seinem Ausscheiden aus dem
aktiven Dienst am 31. Dezem-
ber 2002 eifrig mitwirkte. Für
dieses Engagement wurde er
im Jahre 1998 zum Ehrenmit-
glied des Bezirksverbandes
ernannt.
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Die Ortsverbände Riesa, Meißen und Oschatz hatten sich in der
Bundesgeschäftsstelle in Berlin angesagt. Nach dem Bericht von
DSTG-Bundesgeschäftsführer Rafael Zender über die aktuellen
dienst- und steuerrechtlichen Entwicklungen auf Bundesebene
informierte der stellv. DSTG-Bundesvorsitzende und Vorsitzende
des DSTG-Landesverbandes Sachsen, Kollege Joachim Rothe,
über die dienstrechtlichen Landesspezifika sowie die geplanten
Strukturveränderungen in der sächsischen Finanzverwaltung.

Endspurt beim Reformprozess im Tarifrecht

Die Mitglieder der Tarifkom-
mission im dbb forum in Berlin.

Der Vorsitzende der Tarifkom-
mission, Helmut Overbeck (re.),
verabschiedet Heinz Eckmann
aus der Tarifkommission.

Schirmherrn für 
Marathon bitte melden
Wenn Sie hier jetzt die Einla-
dung zur nächsten Deutschen
Meisterschaft im Marathon
oder Halbmarathon erwarten,
werden Sie leider enttäuscht.
Nach vier erfolgreichen Veran-
staltungen in Regensburg, 
Karlsruhe, Steinfurt und Fulda
mit insgesamt rund 1 000 Teil-
nehmern aus der Finanzver-
waltung, fällt 2004 die Mei-
sterschaft aus organisatori-
schen Gründen leider aus. Im
Jahr 2005 soll aber ein neuer
Anfang gemacht werden.

Die Kooperation mit einem
kleinen bis mittleren Mara-
thonveranstalter erscheint als

einzig sinnvolle Lösung. Das
bedeutet, dass die Deutschen
Meisterschaften der Finanz-
behörden als gesonderte Wer-
tung in einen Marathon- und
Halbmarathonwettbewerb
integriert werden. Geeignete
Veranstaltungen finden in allen
Regionen Deutschlands statt. 

Innerhalb der Finanzverwal-
tung gibt es sicher viele Läufe-
rinnen und Läufer, die selbst in
einem Verein Volksläufe (mit-)
organisieren. An sie richtet sich
in erster Linie die Bitte: Helfen
Sie mit, die gute Idee der Deut-
schen Marathon- und Halbma-
rathonmeisterschaften weiter
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zu tragen! Sie können dabei
auf das Know-how der bisheri-
gen Veranstalter zurückgrei-
fen. Die Finanzierung kann
zum größten Teil durch einen
Anteil am Startgeld gesichert
werden. Im Einzelnen muss
das allerdings mit dem jeweili-
gen Veranstalter vor Ort
geklärt werden. Wenn Sie wei-
tere Fragen zur Organisation
der bisherigen Deutschen
Marathonmeisterschaften ha-
ben, können Sie sich gerne an
Axel Kleiner, Telefon
(01 75/4 52 12 47) oder Paul
Venker (01 71/5 25 53 30) wen-
den.

Bei den bisherigen Veran-
staltungen haben die
Oberfinanzpräsidenten aus
Karlsruhe, Münster und
Frankfurt die Schirmherr-
schaft übernommen. Diese
Unterstützung hat sich als
sehr sinnvoll und hilfreich
erwiesen. Es wäre deshalb
schön, wenn auch andere
Oberfinanzpräsidenten oder
Finanzminister diesem Bei-
spiel folgen würden und die
Schirmherrschaft für wei-
tere Deutsche Marathon-
und Halbmarathonmeister-
schaften übernehmen 
würden. 

Nach einem umfangreichen Programm bei
den politischen Institutionen in der Bundes-
hauptstadt ließ sich der Ortsverband Köln-
West (Groß- und Konzernbetriebsprüfung
Köln) einen Besuch der Berliner Bundesge-
schäftsstelle nicht entgehen.
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Ampeln helfen, unter anderem gefährliche Kreuzun-
gen zu entschärfen. Das gelingt ihnen allerdings
häufig nicht, ohne den Verkehrsfluss zu beeinträchti-
gen. Je nach Fahrzeugaufkommen kann sich dann an
einer Signalanlage schnell ein Stau bilden. 

Um das zu vermeiden, hat der Gesetzgeber vor nun-
mehr elf Jahren den in der DDR bereits seit 1978 exi-
stierenden grünen Pfeil, ein 25 mal 25 Zentimeter
großes Hinweisschild, bundesweit eingeführt. Eine
durchaus sinnvolle Regelung, die das Rechtsabbiegen
trotz Rotlichts ermöglicht. Die Fachleute der DBV-
Winterthur Versicherungen weisen jedoch darauf
hin, dass an Ampeln mit grünem Pfeil bestimmte
Regeln eingehalten werden müssen: 

Zunächst an der Haltelinie stehen bleiben und auf
Fußgänger und Radfahrer achten. 

Wenn alles frei ist, langsam bis zur Sichtlinie vorrol-
len. 

Kommen weder Querverkehr noch Fußgänger, die
über die Straße wollen, darf nach rechts abgebogen
werden. 

Oft kann man beobachten, dass wie am grünen
Ampellicht für Rechtsabbieger die Fahrt ohne Unter-
brechung fortgesetzt wird. Ein Verhalten mit eventu-
ell teuren Konsequenzen (bis zu 60 Euro) und Punk-
ten (drei) in Flensburg. Also, am grünen Pfeil erst
warten – dann starten. . .

14

Der Ortsverband
Pirmasens stat-
tete mit einer
starken Mann-
schaft  einen
Besuch in Berlin
ab. DSTG-Chef
Dieter Ondracek
begrüßte die
Kollegen persön-
lich in der
DSTG-Bundes-
geschäftsstelle
und informierte
sie über die neu-
esten dienst-
und steuerpoliti-
schen Entwick-
lungen.

Grüner Pfeil: 
Erst warten –
dann starten 
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Tauschecke

� StI‘in z. A. aus Baden-Württemberg (Finanzamt Esslin-
gen OFD Stuttgart) sucht aus familiären Gründen drin-
gend einen Tauschpartner/in aus Sachsen-Anhalt /
Thüringen oder Brandenburg. Bitte melden unter 
Tel. 0 39 46 / 90 14 76 oder jaeger.christiane@web.de.

� Steuersekretärin z. A. (A 6) Finanzamt Wiesbaden II
(OFD Frankfurt/Main), sucht dringend aus privaten Grün-
den einen Tauschpartner im Bereich der OFD Koblenz.
Versetzungsantrag wurde bereits gestellt. Auch Ring-
tausch möglich. Tel. 0 63 84 / 66 36 oder 
01 75 / 40 35-7 27, E-Mail: KatjaM.1984@gmx.de.

� A 11 aus Hessen sucht Tauschpartner aus Baden-Würt-
temberg (OFD Karlsruhe) Versetzungsantrag ist gestellt.
E-Mail: Jasmin_Weidner@schroff.de, Tel. 01 60 / 
98 30 55 52.

� Welche/r Steueroberinspektor/in (A 10) aus Nieder-
sachsen (OFD Hannover) sucht einen Tauschpartner aus
Nordrhein-Westfalen (OFD Düsseldorf)? 
Tel. 01 76 / 21 00 60 94.

� StOS‘in aus NRW (OFD Münster – FA Siegen) sucht aus 
familiären Gründen dringend einen Tauschpartner/in aus
dem Bereich der OFD Düsseldorf (Köln). Bevorzugte FÄ:
Bonn Innen- oder Außenstadt, Siegburg, St. Augustin. 
Tel. 0271/4 89 04 40.

� Steueramtfrau (A 11) aus NRW, OFD Münster (GKBP
Bielefeld) sucht aus privaten Gründen einen Tauschpart-
ner aus Baden-Württemberg (OFD Karlsruhe), Rheinland-
Pfalz (OFD Koblenz) oder Hessen (OFD Frankfurt/M.). Ver-
setzungsantrag ist gestellt. Bevorzugte FÄ: Heidelberg,
Schwetzingen, Mannheim, Speyer, Ludwigshafen, Bens-
heim. Tel. 05 21 / 5 48 14 17.

� Welcher A 9er aus Rheinland-Pfalz möchte in den
Bereich der OFD Köln wechseln? Bitte meldet euch drin-
gend unter Tel. 01 72 / 2 14 98 62 oder Mail an
Patricia.Malcherek@mediatec.biz.

� Steueramtfrau (A 11) aus Hessen sucht Tauschpartner
aus Rheinland-Pfalz (A 11 oder A 10). Auch Ringtausch
von Niedersachsen, Baden-Württemberg oder Bayern
nach Hessen. Tel. 0 69 / 25 45-28 47.

� Steuersekretärin, A 6, sucht Austauschpartner im Raum
OFD Nürnberg für OFD Köln. Tel. 0 95 21 / 61 04 74.




